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Kampf um den Mietspiegel tobt
Studie: Vergleichspreise würden nach einer Reform sinken. Wohnungssuchende sollten sich
aber nicht zu früh freuen

Karsten Seibel
Die ortsübliche Vergleichsmiete in
München sinkt von 11,93 Euro auf
10,58 Euro pro Quadratmeter, in Stutt-
gart von 10,25 Euro auf 9,14 Euro und
in Frankfurt sind bald 8,14 Euro statt
bislang 8,80 Euro der Maßstab.
Das zumindest wollen die Experten der
Steinbeis Hochschule in Berlin heraus-
gefunden haben. Sie untersuchten in
einer Studie die Folgen der geplanten
Reform des Mietspiegels. Ein niedrige-
res Preisniveau würde Mieter freuen.
Vermieter nutzen die Zahlen dagegen
als Munition im Kampf gegen den Plan
der Bundesregierung, die ortsüblichen
Vergleichsmiete neu zu berechnen.
Interessenvertreter der Immobilienwirt-
schaft sehen darin nicht weniger als die
größte Marktmanipulation seit Beste-
hen der Bundesrepublik. „Gerade in den
nachgefragten Städten werden die Mie-
ten staatlich nach unten korrigiert“,
sagte Jürgen Schick, Präsident des
Immobilienverbandes IVD und Auftrag-
geber der Studie.
Die Regierung will den Berechnungs-
zeitraum des Mietspiegels von vier auf
zehn Jahre ausweiten. Dadurch würden
mehr aktuelle Mietverhältnisse in die
Untersuchung des Mietniveaus einbezo-
gen, so die Begründung. Bislang wer-
den Verträge, bei denen es zuletzt vor
mehr als vier Jahren eine Mieterhöhung
gab, nicht berücksichtigt. Die Mieten
waren damals in den meisten Kommu-
nen niedriger.
Der Deutsche Mieterbund fordert des-
halb schon seit längerer Zeit die nun

angedachte Änderung der Rechenfor-
mel. „Der Mietspiegel soll schließlich
keine aktuelle Marktmiete darstellen,
sondern deutlich machen, welches
Niveau an dem jeweiligen Wohnort
üblich ist“, sagt Ulrich Ropertz vom
Deutschen Mieterbund. Gerade durch
die Preisdynamik in den vergangenen
Jahren liege die per Mietspiegel ausge-
wiesene ortsübliche Vergleichsmiete
vielerorts über der tatsächlich gezahlten
Miete. Durch die Verlängerung des
Berechnungszeitraums werde diese
Dynamik abgebremst, sagt der Interes-
senvertreter der Mieter.
In diesem Punkt sind sich beide Seiten
einig: Weder die Vertreter der Immobi-
lienwirtschaft noch jene der Mieter
gehen davon aus, dass die Nettokaltmie-
ten auf breiter Front sinken werden.
Schließlich gibt es keine Vorschrift,
dass nur Mieten auf Mietspiegelniveau
erlaubt sind. Doch zur Orientierung
spielt der Mietspiegel eine wichtige
Rolle, etwa bei der mittlerweile vieler-
orts eingeführten Mietpreisbremse. Bei
einem neuen Vertrag darf die Miete die
per Mietspiegel festgelegte ortsübliche
Vergleichsmiete nicht um mehr als zehn
Prozent übersteigen.
Immobilienbesitzer reklamieren denn
auch, dass durch den Plan der Bundesre-
gierung die Mieten auf Jahre auf dem
aktuellen Niveau eingefroren werden.
Sinkt der Mietspiegel nun ab, sind Preis-
erhöhungen laut IVD so gut wie ausge-
schlossen. Dies komme de facto einem
flächendeckenden Mieterhöhungsverbot
gleich.

Laut IVD-Präsident Schick hat dies
weitreichende Folgen: Investoren, dar-
unter auch viele Privatanleger, die für
ihr Alter vorsorgen möchten, könnten
künftig nicht einmal mehr einen Inflati-
onsausgleich erwarten. Zudem müssten
Banken angesichts fehlender Mietfanta-
sie die Beleihungswerte nach unten kor-
rigieren, im Extremfall könne dies zu
Finanzierungsengpässen führen. „Als
Konsequenz bleiben dringend benötigte
Investitionen in den Wohnungsmarkt
aus und die Wohnraumknappheit in
deutschen Ballungszentren verschärft
sich zusätzlich“, so Schick. Ulrich
Ropertz vom Deutschen Mieterbund hält
diesen Schluss für falsch. „Es ist doch
nicht so, dass wir in den vergangenen
Jahren, als es diese angeblich so ‚gravie-
renden Eingriffe‘ in den Markt noch
nicht gab, vom Wohnungsneubau
erschlagen wurden“, so Ropertz. Daher
sei umgekehrt auch nicht klar, dass
künftig nur wegen Mietpreisbremse und
neuem Mietspiegel noch weniger inve-
stiert werde.
Jetzt zeigen erste Zahlen, dass die Miet-
preisbremse in hart umkämpften Woh-
nungsmärkte nicht überall die von der
Politik erhoffte Wirkung zeigt. Der
Preisauftrieb geht in den Ballungszen-
trum nahezu unverändert weiter. Der
Punkt ist: Viele Mieter prüfen ange-
sichts des Wohnungsangebots und der
hohen Wohnungsnachfrage nicht, ob der
aufgerufene Preis erlaubt ist – schon gar
nicht fechten sie bereits unterschriebene
Verträge an.
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